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Für ein gerechtes und progressives Einwanderungsgesetz

Beschluss:

Forderungen:

Wir fordern die SPD auf, sowohl innerhalb als auch außerhalb der Regierung, weiterhin für ein gerechtes und progressives

Einwanderungsgesetz zu kämpfen. Dieses muss, um vollständig und seiner Wichtigkeit angemessen zu sein, Folgendes be-

inhalten:

• DieVorschläge, die imGesetzentwurfder SPD-Bundestagsfraktion schonenthalten sind, nämlichdasPunktesystemnach

kanadischen Vorbild mit einer Berücksichtigung auch für Nicht-Akademiker*innen, die Erlaubnis, die Kernfamilie mitzu-

bringen und die Maßnahmen gegen Lohndumping, sind wichtig und sollen weiterhin erkämpft werden.

• Außerdem muss sichergestellt werden, dass Aufenthaltstiteln nicht an bestimmten Arbeitsverträge geknüpft werden,

denn das führt zu einer Situation, in der Arbeitnehmer*innen durch ihre prekäre Situation durch Arbeitgeber*innen er-

pressbar werden.

• Erforderlich ist auch eine Verbesserung der Anerkennung von ausländischen Berufsabschlüssen und eine breitere Be-

rücksichtigung von informell erworbenen Kenntnisse.

• Ein Einwanderungsgesetz muss sich auch mit der globalen Ungerechtigkeit befassen, die, jenseits von Fluchtgründen,

die größte Ursache für Migrationswünsche sind. Es ist die humanitäre Verantwortung von den reichsten Staaten wie

Deutschland ihr entgegenzuwirken: durchmehr Entwicklungszusammenarbeit, internationale Friedenspolitik und einer

gerechten Handelspolitik.

• Migration hat auch gravierende Folgen für Entwicklungsländer, die dabei ihre schon nicht ausreichenden ausgebildeten

Fachkräfte verlieren. Durch Partnerschaften mit Hauptherkunftsländern muss dafür gesorgt werden, dass die Konse-

quenzen dieses sogenannten Braindrains kompensiert werden. Die Möglichkeit der Rückwanderung muss auch immer

bestehen, und einmal erworbene Aufenthaltstitel dürfen dafür nicht einfach verloren gehen, wenn Einwander*innen für

eine Zeit lang in ihre Heimat zurückkehren. Wichtig ist auch, dass eine Portabilität der erworbenen Renten- und Sozial-

versicherungsansprüche möglich sein muss.

• Von nicht weniger großer Bedeutung ist die global verbreitete Ungleichheit zwischen Männern und Frauen. Der unglei-

che Zugang zu Bildungwird dazu führen, dassmehrMänner als Frauen die Kriterien des Punktesystems erfüllenwerden.

Maßnahmen gegen dieses Ungleichgewicht müssen auch unbedingt Teil eines Einwanderungsgesetzes sein.

• Um ein diskriminierungsfreien, gerechten und seiner Zeit entsprechendem Einwanderungssystem zu gestalten, muss

ein Einwanderungsgesetz auchZuwanderungschancen fürMenschen, die nicht die Kriterien des Punktesystemserfüllen,

ermöglichen. EinWeg dorthin ist, nicht nur die Arbeitszuwanderung, sondern auch die Bildungs- und Qualifizierungszu-

wanderung besser zu gestalten.

• Dazu fordern wir ein einheitliches Online-Bewerbungssystem für das Auslandsstudium in Deutschland, eine Vereinfa-

chungundVerbesserungderAnerkennungvonausländischenSchulabschlüssenundHochschulzugangsberechtigungen,

regulären Anspruch für Einwander*innen auf staatliche Leistungen wie BAföG oder Grundsicherung und einen Rechts-

anspruch auf freiwillige Integrations- und Sprachkurse.

• Für alle Einwander*innen ist es wichtig, dass Ihnen Informationskanäle und Beratungsmöglichkeiten zur Verfügung ge-

stellt werden, die in einfacher Form aus den Herkunftsländern zugänglich sein sollen.

• Wichtiger Teil des kanadischen Modells ist die intensive Integrationsarbeit und auch hier in Deutschland müssen Pro-

grammen undMaßnahmen die Möglichkeiten zur gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Teilhabe erweitern. Dazu ge-

hört auch eine Revision desWahl- und Staatsangehörigkeitsrechts.

• Um die notwendigen Kosten der Implementierung aller Maßnahmen, die mit einem solchen Einwanderungsgesetz ver-

bunden sind, mindestens teilweise zu decken, werden deutschen Unternehmen, die von der Zuwanderung profitieren

werden, auch ihren Beitrag leisten müssen.
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• Wir fordern einen Spurwechsel gut integrierter Personen aus dem Asylverfahren in das Einwanderungsgesetz.

• Undals Letztes: Ein Einwanderungsgesetzmuss auch Einwanderungsgesetz heißen. ImheutigenZustandunsererDemo-

kratiemussdiePolitik auch zeigen, dass siedieAntwortenaufdiewichtigenFragenderZeit hat, und soeinumfangreiches

Gesetz wäre ein wichtiges Zeichen dafür.
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